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A. Problem 

In den Mitgliedsländern der EG sind die Bedingungen für Män- 
ner und Frauen beim Zugang zur Beschäftigung, zur beruflichen 
Bildung und zum beruflichen Aufstieg sowie hinsichtlich der Ar- 
beitsbedingungen einschließlich der Entlohnung nicht gleich. 
Außerdem sind familiäre Verpflichtungen aller Betroffenen mit 
ihren beruflichen Bestrebungen nicht im Einklang. 


B. Lösung 

Aktionen zu unternehmen, um gleiche Bedingungen für Männer 
und Frauen entsprechend der Problemstellung zu schaffen. Die 
Kommission hat ein Memorandum und einen Vorentwurf einer 
Richtlinie des Rates vorgelegt. 

Einmütigkeit des Ausschusses bei Kenntnisnahme 


C. Alternative 

keine 


D. Kosten 

keine 
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A. Bericht des Abgeordneten Gansei 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 14. März 1975 die Vorlage — Druck- 
sache 7/3316 — dem Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung federführend und dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit zur Mitberatung 
überwiesen. Der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat am 16. April und am 4. Juni 1975 folgende 
Stellungnahme erarbeitet: 

„Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft be- 
grüßt die vorliegende Initiative der Kommission zur 
Gleichbehandlung der männlichen und weiblichen 
Arbeitnehmer. 

Die verstärkten Bemühungen sind besonders 
dringlich. Der Anteil der erwerbstätigen und ver- 
heirateten Frauen nimmt ständig zu, wobei die nied- 
rig entlohnte Tätigkeit als ungelernte oder ange- 
lernte Arbeitskraft vorherrscht. Bei der Forderung 
nach Gleichbehandlung auch bei der sozialen Siche- 
rung muß berücksichtigt werden, daß niedrig be- 
zahlte Tätigkeit immer noch mit einer niedrigen 
Altersversorgung einhergeht. 

Begrüßt wird die Betonung der Familienpflichten 
der Frauen und die Ansätze, diese Pflichten mit den 
beruflichen Interessen in Einklang zu bringen. 

Kritik wird an der Formulierung geübt, daß Mut- 
terschaft eine automatische Hürde beim beruflichen 
Aufstieg darstelle. Es sollte vielmehr die heraus- 
ragende soziale Aufgabe und Bedeutung der Mut- 
terschaft hervorgehoben werden. 

Im Bericht wurde weder das Problem der 9 Mil- 
lionen Wanderarbeitnehmer berücksichtigt, noch die 
Notwendigkeit gesehen, die Bildungsinhalte ver- 
stärkt mit familiären Bezügen anzureichern. 

Es sollte darauf hingewiesen werden, daß die in 
der Mitteilung der Kommission angesprochenen bil- 
dungspolitischen Probleme der Gleichbehandlung 
der Frau in der Bundesrepublik Deutschland in we- 
sentlichen Teilen bereits gelöst sind. 

Zur Realisierung der im Bericht enthaltenen Vor- 
schläge erscheint es notwendig, ein Informations- 
zentrum über das Recht der Frau im Arbeitsleben 
und ihre faktischen Möglichkeiten einzurichten. 

Darüber hinaus wäre ein besserer Aufschluß über 
die Vollzugsmechanismen, die in den einzelnen Mit- 
gliedstaaten auf Grund der Richtlinien in Kraft ge- 
setzt worden sind, sowie ein Uberwachungs- und 
Auskunftssystem über den weiteren Fortschritt 
wünschenswert. 

Der Ausschuß appelliert auch an die Gewerkschaf- 
ten der Länder der EG, darauf hinzuwirken, über 
Tarifverträge und andere Maßnahmen die Gleich- 
bewertung der Frauen in ihrem Arbeitsbereich zu 
gewährleisten. 


Abschließend muß darauf hingewiesen werden, 
daß gerade die europäischen Organe ein Paradebei- 
spiel für die Diskriminierung der Frau bei Aufstieg 
und Beförderung darstellen." 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
am 4. Juni 1975 die von der Bundesregierung vor- 
gelegte Mitteilung der Kommission der Europä- 
ischen Gemeinschaften beraten und empfiehlt dem 
Plenum einstimmig die Kenntnisnahme. 

11 . 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
sich im wesentlichen mit dem Vorentwurf einer 
Richtlinie zur Verwirklichung des Grundsatzes der 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen hin- 
sichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur beruf- 
lichen Bildung und zum beruflichen Aufstieg sowie 
in bezug auf die Arbeitsbedingungen befaßt. 

Der Ausschuß begrüßt die Zielsetzung des Richt- 
linienvorschlags, der jedoch nach einhelliger Auffas- 
sung einiger Ergänzungen und Einschränkungen be- 
darf. 

In Artikel 1 der Richtlinie sollte der besondere 
Schutz der Frau im Arbeitsleben trotz der nach Ar- 
tikel 3 GG gebotenen Gleichberechtigung aufgenom- 
men werden. Die Tatbestände, die geschlechtsspezi- 
fische Arbeitsschutznormen begründen, wie Schwan- 
gerschaft und Mutterschaft, bleiben bisher uner- 
wähnt. 

Es sollte ferner klargestellt werden, daß der Ab- 
bau aller auf dem Geschlecht, dem Ehe- und Fami- 
lienstand beruhenden Benachteiligungen auch die 
alleinstehenden Mütter und Väter betreffen muß. 

Der in Artikel 2 zur Konkretisierung des Gleich- 
behandlungsgrundsatzes enthaltene Maßnahmen- 
katalog bereitet in der Anwendung keine Schwie- 
rigkeiten, als die Aufhebung von Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften verfolgt wird. Insoweit folgt 
ihre Unwirksamkeit schon aus Artikel 3 GG. Auch 
ist es ständige Rechtsprechung, daß Tarifverträge, 
die Artikel 3 GG widersprechen, unwirksam sind. 
Zusätzlich besteht die Möglichkeit, die Tarifpartner 
unter Beachtung der Tarif autonomie anzuregen, dem 
Gleichbehandlungsgrundsatz widerstrebende Tarif- 
bestimmungen zu revidieren. Schwierigkeiten erge- 
ben sich jedoch bei der Gestaltung von Einzel- 
arbeitsverträgen im Hinblick auf Artikel 3 GG, weil 
hier für beide Seiten des Vertrages das Prinzip der 
Vertragsfreiheit nach Auffassung der Bundesregie- 
rung, die von anderen Mitgliedstaaten geteilt wird, 
gelten müsse. Der Ausschuß begrüßt einmütig den 
Grundsatz des Artikels 3 der Richtlinie, der darauf 
abzielt, die Benachteiligungen zu beseitigen, die für 
Frauen nach wie vor beim Zugang zur Allgemein- 
bildung, zur Berufsberatung, zur beruflichen Aus- 
und Weiterbildung bestehen. Im Ausschuß wurde in 
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diesem Zusammenhang die Meinung vertreten, daß 
für Frauen auch die gleichen Zugangsmöglichkeiten 
zum Beruf, vor allem im öffentlichen Bereich, eröff- 
net werden müßten. Im übrigen hält es der Aus- 
schuß für notwendig, daß die Prüfungen im EG- 
Bereich, soweit sie berufliche Zugangsvoraussetzung 
sind, anerkannt werden. 

Artikel 4 des Richtlinienvorschlags, der den 
gleichberechtigten Aufstieg betrifft, findet die Zu- 
stimmung des Ausschusses. Das hierin enthaltene 
Diskriminierungsverbot wird bereits von § 75 Be- 
triebsverfassungsgesetz erfaßt. Der Ausschuß stimmt 
auch grundsätzlich der Zielsetzung des Artikels 5 
des Richtlinienvorschlags zu, der im Bereich der 
sozialen Sicherheit, des Arbeitsschutzes und der 
Arbeitsbedingungen Maßnahmen zur Gleichbehand- 
lung verfolgt. In diesem Zusammenhang weist der 
Ausschuß auf seine Auffassung zu den Berichten 
der Bundesregierung über die Durchführung von 
Artikel 119 EWG-Vertrag hin. Sobald das inzwi- 
schen von Prof. Dr. Rohmert und Prof. Dr. Ruten- 
franz erstellte Gutachten betr. „Arbeitswissenschaft- 
liche Beurteilung der Belastung und Beanspruchung 
an unterschiedlichen industriellen Arbeitsplätzen" 
dem Bundestag vorliegt, wird sich der Ausschuß er- 
neut damit befassen, für Frauen und Männer sach- 
gerechte und gerechtere Arbeitsbewertungskrite- 
rien zu diskutieren. Die Anwendung dieser gerech- 
teren Kriterien in der Lohnpolitik soll weiterhin 
Sache der Tarifpartner sein, die einhellig vom Aus- 
schuß aufgerufen werden, den Gleichbehandlungs- 
grundsatz zu verwirklichen, indem sie im Sinne des 
Richtlinienvorschlags tätig werden. 

Gegen die weiteren Vorschriften des Richtlinien- 
vorschlags äußerte der Ausschuß keine Bedenken. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
stimmt der Stellungnahme des Ausschusses für Bil- 
dung und Wissenschaft in weiten Bereichen zu. 

Andererseits kann sich der Ausschuß nicht den 
Ausführungen im dritten Absatz dieser Stellung- 
nahme anschließen, weil die Richtlinie nicht nur dar- 


auf abzielen dürfe, Familienpflichten, sondern auch 
die Belastungen alleinstehender Mütter und Väter 
im Verhältnis zu den beruflichen Interessen in Ein- 
klang zu bringen. Ferner wendet sich der Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung gegen die Vorschläge 
in den Absätzen 7 und 8 der Stellungnahme des Aus- 
schusses für Bildung und Wissenschaft, ein Infor- 
mationszentrum zu schaffen und über den Vollzug 
der Richtlinie zu berichten. Nach Auffassung des 
federführenden Ausschusses sollte von der Errich- 
tung neuer Behörden in diesem Bereich abgesehen 
werden. 

Schließlich hat der Ausschuß sich die Schlußfolge- 
rungen der Kommission zu eigen gemacht. Alle 
Fortschritte auf dem Wege zur Verwirklichung der 
Gleichbehandlung von berufstätigen Männern und 
Frauen setzen ein beharrliches Vorgehen voraus. 
Die im Rahmen von Artikel 119 des Vertrages von 
Rom gestartete Aktion zur Gewährleistung des glei- 
chen Entgelts bedarf einer Ergänzung, die unter an- 
derem dazu beitragen muß, den zahlreichen durch 
die heutige Beschäftigungslage beunruhigten Frauen 
ihre Ängste zu nehmen. Gerade 1975, das Interna- 
tionale Jahr der Frau, sollte in der Gemeinschaft 
in dieser Beziehung entscheidende Fortschritte zei- 
tigen. 

Der Beitrag der Gemeinschaft zu diesem Jahr 
sollte sich nach Auffassung des Ausschusses auf 
folgende Ziele richten: 

a) Verabschiedung und Verwirklichung der vorge- 
schlagenen Richtlinie zur Gieichbehandlung im 
Bereich der Beschäftigung; 

b) verstärkter Einsatz des Europäischen Sozialfonds 
zugunsten der Frauen gemäß Artikel 5 der Ver- 
ordnung; 

c) Prüfung der Möglichkeit der Anwendung von 
Artikel 4 der Verordnung auf die Ausarbeitung 
und Verwirklichung von integrierten Program- 
men auf örtlicher Ebene zur Förderung der 
Frauenbeschäftigung, 


Bonn, den 12. Juni 1975 


Gansei 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Mitteilung der Kommission der Europäischen Gemeinschaften an den Rat 
betreffend die Gleichbehandlung von männlichen und weiblichen Arbeitnehmern 
(Zugang zu Arbeitsplätzen, zur Berufsausbildung und -förderung und Arbeits- 
bedingungen — Drucksache 7/3316 — zur Kenntnis zu nehmen. 

Bonn, den 4. Juni 1975 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Müller (Remscheid) Gansei 

Stellv. Vorsitzender Berichterstatter 
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